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Glossar der juristischen Terminologie 

 

Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung 

Ehesachen die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes und 
die Ungültigerklärung einer Ehe 

Elterliche 
Verantwortung 

die Zuweisung, die Ausübung, die Übertragung sowie die vollständige 
oder teilweise Entziehung der elterlichen Verantwortung 

Gericht alle Behörden der Mitgliedstaaten, die für Rechtssachen zuständig 
sind, die in den Anwendungsbereich der Verordnung fallen 

Richter einen Richter oder Amtsträger, dessen Zuständigkeiten denen eines 
Richters in Rechtssachen entsprechen, die in den 
Anwendungsbereich der Verordnung fallen 

Mitgliedstaat jeden Mitgliedstaat mit Ausnahme Dänemarks 

Entscheidung jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Entscheidung 
über die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes 
oder die Ungültigerklärung einer Ehe sowie jede Entscheidung über 
die elterliche Verantwortung, ohne Rücksicht auf die Bezeichnung der 
jeweiligen Entscheidung, wie Urteil oder Beschluss 

Ursprungs-
mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, in dem die zu vollstreckende Entscheidung 
ergangen ist 

Vollstreckungs-
mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung vollstreckt werden soll 

Elterliche 
Verantwortung 

die gesamten Rechte und Pflichten, die einer natürlichen oder 
juristischen Person durch Entscheidung oder kraft Gesetzes oder 
durch eine rechtlich verbindliche Vereinbarung betreffend die Person 
oder das Vermögen eines Kindes übertragen wurden. Elterliche 
Verantwortung umfasst insbesondere das Sorge- und das 
Umgangsrecht 

Träger der 
elterlichen 
Verantwortung 

jede Person, die die elterliche Verantwortung für ein Kind ausübt 

Sorgerecht die Rechte und Pflichten, die mit der Sorge für die Person eines Kindes 
verbunden sind, insbesondere das Recht auf die Bestimmung des 
Aufenthaltsortes des Kindes 
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Umgangsrecht das Recht, das Kind für eine begrenzte Zeit an einen anderen Ort als 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort zu bringen 

Widerrechtliches 
Verbringen oder 
Zurückhalten 
eines Kindes 

das Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes, wenn: 

(a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das aufgrund einer 
Entscheidung oder kraft Gesetzes oder aufgrund einer rechtlich 
verbindlichen Vereinbarung nach dem Recht des Mitgliedstaats 
besteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen oder 
Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte; und  

(b) das Sorgerecht zum Zeitpunkt des Verbringens oder Zurückhaltens 
allein oder gemeinsam tatsächlich ausgeübt wurde oder ausgeübt 
worden wäre, wenn das Verbringen oder Zurückhalten nicht 
stattgefunden hätte. Von einer gemeinsamen Ausübung des 
Sorgerechts ist auszugehen, wenn einer der Träger der elterlichen 
Verantwortung aufgrund einer Entscheidung oder kraft Gesetzes nicht 
ohne die Zustimmung des anderen Trägers der elterlichen 
Verantwortung über den Aufenthaltsort des Kindes bestimmen kann. 

 

Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Zuständigkeit, 
das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen 

Unterhaltspflichten Unterhaltspflichten, die auf einem Familien-, Verwandtschafts-, oder 
eherechtlichen Verhältnis oder auf Schwägerschaft beruhen 

Entscheidung 
eine von einem Gericht eines Mitgliedstaats in Unterhaltssachen 
erlassene Entscheidung ungeachtet ihrer Bezeichnung wie Urteil, 
Beschluss, Zahlungsbefehl oder Vollstreckungsbescheid, 
einschließlich des Kostenfestsetzungsbeschlusses eines 
Gerichtsbediensteten. Für die Zwecke der Kapitel VII und VIII 
bezeichnet der Begriff „Entscheidung” auch eine in einem Drittstaat 
erlassene Entscheidung in Unterhaltssachen 

Gerichtlicher 
Vergleich 

ein von einem Gericht gebilligten oder vor einem Gericht im Laufe 
eines Verfahrens geschlossenen Vergleich in Unterhaltssachen 

Öffentliche 
Urkunde 

(a) ein Schriftstück in Unterhaltssachen, das als öffentliche Urkunde 
im Ursprungsmitgliedstaat förmlich errichtet oder eingetragen 
worden ist und dessen Beweiskraft: 

(i) sich auf die Unterschrift und den Inhalt der öffentlichen Urkunde 
bezieht, und 

(ii) durch eine Behörde oder eine andere hierzu ermächtigte Stelle 
festgestellt worden ist; oder 

(b) eine mit einer Verwaltungsbehörde des Ursprungsmitgliedstaats 
geschlossene oder von ihr beglaubigte Unterhaltsvereinbarung 
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Ursprungs-
mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung ergangen, der 
gerichtliche Vergleich gebilligt oder geschlossen oder die öffentliche 
Urkunde ausgestellt worden ist 

Vollstreckungs-
mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung der Entscheidung, des 
gerichtlichen Vergleichs oder der öffentlichen Urkunde betrieben wird 

Ersuchender 
Mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, dessen Zentrale Behörde einen Antrag nach 
Kapitel VII übermittelt 

Ersuchter 
Mitgliedstaat 

der Mitgliedstaat, dessen Zentrale Behörde einen Antrag nach 
Kapitel VII erhält 

Vertragsstaat des 
Haager 
Übereinkommens 
von 2007 

ein Vertragsstaat des Haager Übereinkommens vom 23. November 
2007 über die internationale Geltendmachung der 
Unterhaltsansprüche von Kindern und anderen Familienangehörigen 
(nachstehend „Haager Übereinkommen von 2007“ genannt), soweit 
dieses Übereinkommen zwischen der Gemeinschaft und dem 
betreffenden Staat anwendbar ist 

Ursprungsgericht das Gericht, das die zu vollstreckende Entscheidung erlassen hat 

Berechtigte Person jede natürliche Person, der Unterhalt zusteht oder angeblich zusteht 

Verpflichtete 
Person 

jede natürliche Person, die Unterhalt leisten muss oder angeblich 
leisten muss 

Gericht auch die Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten mit Zuständigkeit 
in Unterhaltssachen ein, sofern diese Behörden ihre Unparteilichkeit 
und das Recht der Parteien auf rechtliches Gehör garantieren und 
ihre Entscheidungen nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sie 
ihren Sitz hat: 

(i) vor Gericht angefochten oder von einem Gericht nachgeprüft 
werden können und 

(ii) eine mit einer Entscheidung eines Gerichts zu der gleichen 
Angelegenheit vergleichbare Rechtskraft und Wirksamkeit haben. 

Die betreffenden Verwaltungsbehörden sind in Anhang X aufgelistet. 
Dieser Anhang wird auf Antrag des Mitgliedstaats, in dem die 
betreffende Verwaltungsbehörde ihren Sitz hat, nach dem 
Verwaltungsverfahren des Artikels 73 Absatz 2 erstellt und geändert 

Wohnsitz Im Sinne der Artikel 3, 4 und 6, tritt dieser Begriff in den 
Mitgliedstaaten, die diesen Begriff als Anknüpfungspunkt in 
Familiensachen verwenden, an die Stelle des Begriffs 
„Staatsangehörigkeit“. Im Sinne des Artikels 6, gilt, dass Parteien, die 
ihren „Wohnsitz“ in verschiedenen Gebietseinheiten desselben 
Mitgliedstaats haben, ihren gemeinsamen „Wohnsitz“ in diesem 
Mitgliedstaat haben. 
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Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 2010 zur Durchführung 
einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden Rechts 

Anwendungs-
bereich 

die Verordnung gilt für die Ehescheidung und die Trennung ohne 
Auflösung des Ehebandes in Fällen, die eine Verbindung zum Recht 
verschiedener Staaten aufweisen 

Teilnehmender 
Mitgliedstaat 

ein Mitgliedstaat, der auf der Grundlage des Beschlusses 
2010/405/EU oder auf der Grundlage eines gemäß Artikel 331 Absatz 
1 Unterabsatz 2 oder 3 AEUV angenommenen Beschlusses an der 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung 
und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden 
Rechts teilnimmt 

Gericht alle Behörden der teilnehmenden Mitgliedstaaten, die für 
Rechtssachen zuständig sind, die in den Anwendungsbereich der 
Verordnung fallen. 

 

Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung einer 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden 
Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen des 
ehelichen Güterstands, und 

Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung der 
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden 
Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen 
güterrechtlicher Wirkungen eingetragener Partnerschaften 

Ehelicher 
Güterstand 

sämtliche vermögensrechtlichen Regelungen, die zwischen den 
Ehegatten und in ihren Beziehungen zu Dritten aufgrund der Ehe oder 
der Auflösung der Ehe gelten 

Vereinbarung 
über den 
ehelichen 
Güterstand 

jede Vereinbarung zwischen Ehegatten oder künftigen Ehegatten, mit 
der sie ihren ehelichen Güterstand regeln 

Öffentliche 
Urkunde 

ein den ehelichen Güterstand betreffendes Schriftstück, das als 
öffentliche Urkunde in einem Mitgliedstaat förmlich errichtet oder 
eingetragen worden ist und dessen Beweiskraft 

(i) sich auf die Unterschrift und den Inhalt der öffentlichen Urkunde 
bezieht, und 

(ii) durch eine Behörde oder eine andere vom Ursprungsmitgliedstaat 
hierzu ermächtigte Stelle festgestellt worden ist 

Eingetragene 
Partnerschaft 

eine rechtlich vorgesehene Form der Lebensgemeinschaft zweier 
Personen, deren Eintragung nach den betreffenden rechtlichen 
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Vorschriften verbindlich ist und welche die in den betreffenden 
Vorschriften vorgesehenen rechtlichen Formvorschriften für ihre 
Begründung erfüllt 

Güterrechtliche 
Wirkungen einer 
eingetragenen 
Partnerschaft 

die vermögensrechtlichen Regelungen, die im Verhältnis der Partner 
untereinander und in ihren Beziehungen zu Dritten aufgrund des mit 
der Eintragung der Partnerschaft oder ihrer Auflösung begründeten 
Rechtsverhältnisses gelten 

Vereinbarung 
über die 
güterrechtlichen 
Wirkungen einer 
eingetragenen 
Partnerschaft 

jede Vereinbarung zwischen Partnern oder künftigen Partnern, mit der 
sie die güterrechtlichen Wirkungen ihrer eingetragenen Partnerschaft 
regeln. 
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Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte 
internationaler Kindesentführung 

Widerrechtliches 
Verbringen oder 
Zurückhalten 
eines Kindes 

wenn: 

a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das einer Person, Behörde 
oder sonstigen Stelle allein oder gemeinsam nach dem Recht des 
Staates zusteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen oder 
Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und 

b) dieses Recht im Zeitpunkt des Verbringens oder Zurückhaltens 
allein oder gemeinsam tatsächlich ausgeübt wurde oder ausgeübt 
worden wäre, falls das Verbringen oder Zurückhalten nicht 
stattgefunden hätte 

Sorgerecht die Sorge für die Person des Kindes und insbesondere das Recht, den 
Aufenthalt des Kindes zu bestimmen 

Recht zum 
persönlichen 
Umgang 

das Recht, das Kind für eine begrenzte Zeit an einen anderen Ort als 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort zu bringen. 

 

Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern 

Elterliche 
Verantwortung 

die elterliche Sorge und jedes andere entsprechende Sorgeverhältnis, 
das die Rechte, Befugnisse und Pflichten der Eltern, des Vormunds 
oder eines anderen gesetzlichen Vertreters in Bezug auf die Person 
oder das Vermögen des Kindes bestimmt 

Maßnahmen zum 
Schutz der 
Person oder des 
Vermögens des 
Kindes 

a) die Zuweisung, die Ausübung und die vollständige oder teilweise 
Entziehung der elterlichen Verantwortung sowie deren Übertragung; 

b) das Sorgerecht einschließlich der Sorge für die Person des Kindes 
und insbesondere des Rechts, den Aufenthalt des Kindes zu 
bestimmen, sowie das Recht zum persönlichen Umgang 
einschließlich des Rechts, das Kind für eine begrenzte Zeit an einen 
anderen Ort als den seines gewöhnlichen Aufenthalts zu bringen; 

c) die Vormundschaft, die Pflegschaft und entsprechende 
Einrichtungen; 

d) die Bestimmung und den Aufgabenbereich jeder Person oder 
Stelle, die für die Person oder das Vermögen des Kindes 
verantwortlich ist, das Kind vertritt oder ihm beisteht; 

e) die Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie oder einem 
Heim oder seine Betreuung durch Kafala oder eine entsprechende 
Einrichtung; 
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f) die behördliche Aufsicht über die Betreuung eines Kindes durch jede 
Person, die für das Kind verantwortlich ist;  

g) die Verwaltung und Erhaltung des Vermögens des Kindes oder die 
Verfügung darüber 

Widerrechtliches 
Verbringen oder 
Zurückhalten 
eines Kindes 

wenn: 

a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das einer Person, Behörde 
oder sonstigen Stelle allein oder gemeinsam nach dem Recht des 
Staates zusteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen oder 
Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und 

b) dieses Recht im Zeitpunkt des Verbringens oder Zurückhaltens 
allein oder gemeinsam tatsächlich ausgeübt wurde oder ausgeübt 
worden wäre, falls das Verbringen oder Zurückhalten nicht 
stattgefunden hätte. 

 

Übereinkommen vom 23. November 2007 über die internationale Geltendmachung der 
Unterhaltsansprüche von Kindern und anderen Familienangehörigen und Protokoll 
vom 23. November 2007 über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht 

Berechtigte 
Person 

eine Person, der Unterhalt zusteht oder angeblich zusteht 

Verpflichtete 
Person 

eine Person, die Unterhalt leisten muss oder angeblich leisten muss 

Juristische 
Unterstützung 

 

die Unterstützung, die erforderlich ist, damit die Antragsteller ihre 
Rechte in Erfahrung bringen und geltend machen können und damit 
sichergestellt werden kann, dass ihre Anträge im ersuchten Staat in 
umfassender und wirksamer Weise bearbeitet werden. Diese 
Unterstützung kann gegebenenfalls in Form von Rechtsberatung, 
Hilfe bei der Vorlage eines Falles bei einer Behörde, gerichtlicher 
Vertretung und Befreiung von den Verfahrenskosten geleistet werden 

Schriftliche 
Vereinbarung 

eine Vereinbarung, die auf einem Träger erfasst ist, dessen Inhalt für 
eine spätere Einsichtnahme zugänglich ist 

Unterhalts-
vereinbarung 

eine schriftliche Vereinbarung über Unterhaltszahlungen, die 
i) als öffentliche Urkunde von einer zuständigen Behörde formell 
errichtet oder eingetragen worden ist oder 
ii) von einer zuständigen Behörde beglaubigt oder eingetragen, mit ihr 
geschlossen oder bei ihr hinterlegt worden ist, 
und von einer zuständigen Behörde überprüft und geändert werden 
kann 

Schutzbedürftige 
Person 

eine Person, die aufgrund einer Beeinträchtigung oder der 
Unzulänglichkeit ihrer persönlichen Fähigkeiten nicht in der Lage ist, 
für sich zu sorgen 

 


